65594 Runkel, den 09. Mai 2007
Niederschrift

über die 12. ordentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel.

Zu der für heute, Mittwoch, den 09.05.2007, um 19.30 Uhr in den Sitzungssaal des Rathauses in Runkel einberufenen 12. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, zu der ordnungsgemäß geladen war, sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1. Armin Naß

2. Martin Belz

3. Horst Bender

4. Bernhard Brahm
5. Bernd Eckert

6. Manfred Hastrich

7. Manuela Janz

8. Jürgen Arnold

9. Andreas Dorn
10. Volker Rosbach
11. Michaela Thomas

12. Günter Daniel
13. Friedhelm Bender

14. Dr. Gerhard Ruttmann
	15. Rainer Röth

16. Hans-Karl Trog
17. Klaus Brandes
18. Hermann Wilhelm Machoi

19. Hugo Schmidt

20. Wolfgang Falk
21. Dieter Beul
22. Eberhard Bremser

23. Michael Kilb
24. Erhard Becker

25. Thomas Kuhlisch

26. Bernd Polomski

27. Lothar Burggraf



Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Hans-Jürgen Heil

2. Michael Uhl
3. Antonius Duchscherer

4. Gerd Mannes

5. Wolf-Dirk Räbiger
	6. Lothar Christl

7. Sabine Hemming

9.   Gertrud Burggraf


Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 03.05.2007 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 04.05.2007 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Herr Stadtverordnetenvorsteher Bender stellt zu Beginn der Sitzung um 19.35 Uhr die Beschlussfähigkeit der 12. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.

Entschuldigt fehlen seitens der CDU-Fraktion die Herren Stadtverordneten Horst Christmann, Frank Burggraf, seitens der SPD-Fraktion Arnold Nies, Günter Gebhart sowie Herr Stadtrat Theo Schmidt.
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Tagesordnung:
1. Anfragen an den Magistrat

2. Feststellung der Gültigkeit der Direktwahl des Bürgermeisters in der Stadt Runkel

    am 11. März 2007 gemäß § 50 des Kommunalwahlgesetzes in Verbindung mit § 74

    der Kommunalwahlordnung

3. Ankauf eines Grundstücks;

    hier:   Grundstück Gemarkung Dehrn, Flur 46, Flurstück 40, Größe 7.820 m²

4. Schulentwicklungsplan des Landkreises Limburg-Weilburg, Johann-Christian-

    Senckenbergschule Runkel;

    hier:   Beratung des durch Herrn Rektor Böttcher im Magistrat vorgestellten Schulkonzepts

               und gegebenenfalls Beschlussfassung
5. Dorfplatzgestaltung im Stadtteil Dehrn;

    hier:   Antrag der Bürgerliste
6. Verwendung des Überschusses vom Rechnungsergebnis 2006;

     hier:   Antrag der Bürgerliste
7. Genehmigung des Protokolls der Stadtverordnetenversammlung vom 28.03.2007

8. Mitteilungen des Magistrates
Zunächst begrüßt Herr Stadtverordnetenvorsteher Bender die anwesenden Gäste und insbesondere die Vertreter der heimischen Presse.

Anschließend stellt Herr Stadtverordnetenvorsteher Bender fest, dass zur Tagesordnung keine Änderungswünsche vorliegen.

Punkt 1

Anfragen an den Magistrat

Herr Bürgermeister Heil teil mit, dass eine Anfrage der BL eingegangen ist, die wie folgt lautet:
Anfrage: Meyer Bau; 

               hier:  Standort Dehrn

Sie werden sich an die vielen Nachfragen, Aktivitäten und Diskussionen um den Standort und die dort stattfindenden Unternehmungen der Fa. Meyer Bau am Ortsausgang des Stadtteils Dehrn erinnern. Es waren nicht nur die Stadt Runkel sondern der Kreis Limburg-Weilburg und das Regierungspräsidium Gießen in diese Vorgänge eingeschaltet und tätig.
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Nach den uns vorliegenden Informationen sind hier Auflagen des Regierungspräsidenten an die Fa. Meyer Bau gerichtet worden, deren Umsetzung zu einem bestimmten Termin abgeschlossen sein soll.

Wir bitten den Magistrat, in der nächsten Stadtverordnetensitzung einmal den aktuellen Stand der Entwicklung hierzu vorzutragen und vor allem zu sagen, welche Termine von Meyer Bau hinsichtlich der Anordnungen des RP einzuhalten sind, was passiert, wenn diese Termine nicht eingehalten werden und was die Stadt Runkel tut, um diese unrühmliche Angelegenheit zu einem positiven Ende zu bringen. 
Herr Bürgermeister Heil führt hierzu aus, dass Herr Thomas Meyer Eigentümer der Grundstücke im Außenbereich der Gemarkung Dehrn Flur 44, Flurstück 47, 58/1 und 4730/1 ist und die Nutzung der Grundstücke zur Lagerung von Schuttgütern, Baumaterialien etc. dient.

Der Verwaltung ist nicht bekannt, ob und wenn ja, welche Anordnungen mit dazugehörigen Fristen das Regierungspräsidium Gießen der Fa. Meyer Bau erteilt hat, da dieses uns grundsätzlich nicht mitgeteilt wird.

Ergänzend kann die Verwaltung mitteilen, dass die Fa. Meyer Bau bei dem Kreisbauamt in Limburg für die in Rede stehenden Grundstücke einen Bauantrag für die Auffüllung und Rekultivierung eines Kalksteinbruches gestellt hat. Die planungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens wird nach § 35 Abs. 2 des Baugesetzbuches beurteilt.

Die Stadt wurde zweimal zu diesem Antrag angeschrieben. Die Stadt wurde zur Verfüllung und zur verkehrsrechtlichen Erschließung gehört und hat jeweils positive Stellungnahmen abgegeben.
Herr Stadtverordneter Erhard Becker (BL) fragt nach, welche Auflagen wurden von dem RP an die Fa. Meyer Bau gegeben und welche Sanktionen stehen dahinter, wenn diese Auflagen nicht erfüllt werden. 

Die BL hätte erwartet, dass sich der Magistrat in dieser Sache kundig macht, auch wenn es nicht unbedingt Aufgabe der Stadt ist darüber zu wachen, dass Terminvorgaben durch den RP eingehalten werden.

Herr Bürgermeister Heil informiert, dass der RP mit dem Kreisbauamt zusammen arbeitet. Hier ist offensichtlich auf Anraten dieser Weg beschritten worden. Die dort gelagerten Materialien werden zum einen Teil abgefahren und zum anderen Teil Verfüllt, sodass eine Schräge zu der Felswand oder dem Abhang hin entstehen wird und die Rekultivierung  bedeutet, dass bepflanzt wird.  Der Antrag wurde beim Kreisbauamt gestellt. Die Stadt hat dazu positiv Stellung genommen und geht davon aus, dass es auch umgesetzt wird. 
Herr Stadtverordneter Becker (BL) spricht die Bitte an die Verwaltung und den Magistrat aus, wenn dieses Thema Tagesordnungspunkt in der Stadtverordnetenversammlung werden sollte, sollten genügend Fakten vorliegen, nach denen entschieden werden kann.
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Punkt 2

Feststellung der Gültigkeit der Direktwahl des Bürgermeisters in der Stadt Runkel am 11. März 2007 gemäß § 50 des Kommunalwahlgesetzes in Verbindung mit § 74 der Kommunalwahlordnung
Herr Bürgermeister Heil gibt bekannt, dass bei dem Gemeindewahlleiter der Stadt Runkel keine Widersprüche zur Bürgermeisterwahl eingegangen sind.

Beschluss:

Die Gültigkeit der Bürgermeisterwahl wird einstimmig mit 27 Ja-Stimmen gefasst.
Punkt 3
Ankauf eines Grundstücks;

hier:   Grundstück Gemarkung Dehrn, Flur 46, Flurstück 40, Größe 7.820 m² 
Beschluss:
Die  Stadtverordnetenversammlung  beschließt, das Grundstück in der Gemarkung Dehrn, Flur 46, Flurstück 40, Größe 7.820 m² anzukaufen. Der Ankaufspreis beträgt 9.869,73 €. Die Kosten für den Ankauf werden aus der HH-Stelle 880.9320 im Vermögenshaushalt bestritten.  
Abstimmung:

Einstimmig 
Punkt 4
Schulentwicklungsplan des Landkreises Limburg-Weilburg, Johann-Christian-Senckenbergschule Runkel;

hier:   Beratung des durch Herrn Rektor Böttcher im Magistrat vorgestellten Schulkonzepts

           und gegebenenfalls Beschlussfassung
Herr Stadtverordneter Günter Daniel (SPD) stellt nachfolgenden Beschlussvorschlag zum Schulentwicklungsplan vor.

Beschlussvorschlag - Schulentwicklungsplan des Landkreises Limburg-Weilbug

1.

Die Johann-Christian-Senckenberg-Schule (JCSS) wird, jahrgangsweise aufbauend beginnend mit dem 5. Schuljahr 2008/09, in eine Integrierte Gesamtschule (IGS, gem. § 27 HSchG) umgewandelt. Der Kreisausschuss wird beauftragt, gleichzeitig mit dem Antrag auf Zustimmung gem. § 145 beim Hess. Kultusministerium einen Antrag auf Zustimmung zur Organisationsänderung gem. § 146 HSchG zu stellen. 

2.

Das Angebot der pädagogischen Mittagsbetreuung an der JCSS wird ausgebaut. Die vorgesehene und „bereits seit mehreren Jahren vorgesehenen Maßnahmen aus dem IZBB-Programm“ (vgl. SEP-Entwurf, Kapitel 4.2.2.4.1 Ziffer 3.) werden umgesetzt. Der Antrag auf Erweiterung des Ganztagsangebotes zu einer Ganztagsschule gem. § 15 HSchG Abs. 4, bzw. 5 wird gestellt. Die erforderlichen Mittel zum Ausbau werden vom Schulträger bereitgestellt.

3.

Für die Grundschulen in Villmar und Runkel wird zur Ergänzung des SEP ein Entwicklungskonzept erarbeitet, das den Ausbau des Betreuungsangebotes und die Erhaltung der Standorte zum Ziel hat. 
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Die CDU-Fraktion spricht sich gegen eine Integrierte Gesamtschule (IGS) aus da sie befürchtet, dass die Umwandlung in eine IGS in der erhofften Weise nicht angenommen wird und die Schüler ausbleiben. 
Herr Stadtverordnetenvorsteher Bender lässt über den Beschlussvorschlag des Schulentwicklungsplanes des Landkreises Limburg-Weilburg, wie von Herrn Stadtverordneten Günter Daniel (SPD) vorgetragen, beschließen.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung stimmt dem vorgenannten Beschlussvorschlag wie von Herrn Stadtverordneten Günter Daniel (SPD) vorgetragen zu.
Abstimmung:

16 Ja-Stimmen

11 Nein-Stimmen
Punkt 5  
Dorfplatzgestaltung im Stadtteil Dehrn;

hier:   Antrag der Bürgerliste 

Herr Stadtverordneter Erhard Becker (BL) verliest folgenden Antrag:

Bereits im Frühjahr 2002 lag ein Bebauungsplan „Bürgerhaus Dehrn“ zur Offenlage vor. Eine Umsetzung erfolgte bisher nicht. 

Jetzt hat eine Initiativgruppe „Bündnis Ortsmittelpunkt Dehrn“ das Thema wieder aufgegriffen.

Am 14.03.2007 präsentierte der Sprecher dieser Gruppe die Pläne und Ergebnisse im Magistrat. Allen Fraktionsvorsitzenden in der Stadtverordnetenversammlung wurde ein Erläuterungsbericht zur Entwurfsplanung zugesandt.

Insofern können wir hier auf nähere Erläuterungen verzichten.

Zu erwähnen ist, dass Dehrner Vereine Eigenleistungen von ca. 40.000,-- € einbringen wollen.

Die BL stellt den Antrag, die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen, dass der Magistrat beauftragt wird, für die nächste Sitzung der Stadtverordneten einen Umsetzungsplan für die Verwirklichung der Neugestaltung des Ortsmittelpunktes des Stadtteils Dehrn vorzulegen und die entsprechenden Mittel für den ersten Bauabschnitt im Rahmen eines Nachtragshaushaltes einzubringen.
Herr Stadtverordneter Günter Daniel (SPD) führt aus, dass seine Fraktion es gut findet, dass die Initiative „Neugestaltung des Ortsmittelpunktes Dehrn“ zustande gekommen ist.

Herr Daniel bezieht sich auf den Antrag der BL in dem hervorgeht, dass der Magistrat beauftragt wird für die nächste Stadtverordnetenversammlung einen Umsetzungsplan für die Verwirklichung der Neugestaltung des Ortsmittelpunktes für den Stadtteil Dehrn vorzulegen. Die SPD-Fraktion würde dies gerne etwas umformulieren und stellt einen Änderungsantrag der lautet, die Frist bis zur Sommerpause auszudehnen und nicht einen Umsetzungsplan in der Sitzung der Stadtverordneten vorzulegen, sondern den Bau- und Umweltausschuss zu beauftragen, die Umsetzungsmöglichkeiten vorzulegen. Dies hat den Vorteil, der Bau- und Umweltausschuss als Gremium der Stadtverordnetenversammlung könnte unverzüglich in die Beratung eintreten und könnte dann zur Sommerpause bereits einen Beschlussvorschlag vorlegen, der zu konkreteren Plänen führen könnte.
Herr Stadtverordneter Jürgen Arnold (CDU) berichtet, dass sich seine Fraktion mit diesem Thema eingehend beschäftigt hat und begrüßen ebenfalls, dass ein solcher Vorschlag auf dem Tisch liegt, zumal seit einigen Jahren ein gewisser Handlungsbedarf vorliegt. Es ist zu 
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verzeichnen, dass aus der Bürgerschaft die entsprechenden Vorschläge begleitet erarbeitet wurden und im Rahmen einer sehr ordentlichen Vorplanung vorgestellt werden können, so dass für diese Maßnahme die Unterstützung die CDU-Fraktion ihre Unterstützung in Aussicht stellt. 
Herr Stadtverordneter Erhard Becker (BL) führt aus, dass die BL sich mit dem Änderungsantrag der SPD zum Teil anfreunden kann. Es müsste um den rechtlich richtigen Weg einzuhalten so erfolgen, dass die Stadtverordnetenversammlung den Bau- und Umweltausschuss beauftragt, sich mit diesem Thema zu befassen. 

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt den Bau- und Umweltausschuss unter Einbeziehung des Magistrats, in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 04.07.2007 ein Konzept vorzulegen.
Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 6
Verwendung des Überschusses vom Rechnungsergebnis 2006;

hier:   Antrag der Bürgerliste 

Herr Stadtverordneter Erhard Becker (BL) erklärt, dass sich die BL bei dem nachfolgenden Antrag  gegenüber den Bürgern verpflichtet fühlt, Schaden abzuwenden und für eine durchschaubare und verantwortungsvolle Verwendung des Geldes zu sorgen.  
Der Antrag lautet wie folgt:
Verwendung des Überschusses vom Rechnungsergebnis 2006

Wir knüpfen dazu an die Diskussion in der letzten Stadtverordnetenversammlung am 28.03.2007 und das Ergebnis dieser Beratung an.

Unser damaliger Vorschlag war, lediglich ein Darlehen vorzeitig abzulösen und den Rest des Überschusses zunächst in der Rücklage zu „parken“. Eine entsprechende Begründung hatten wir seinerzeit vorgetragen.

Wir stellen jetzt den Antrag, das Parlament möge darüber entscheiden und beschließen, dass aus dem aus 2006 erzielten Überschuss zunächst das Darlehen 641330279 bei der Kreissparkasse Weilburg mit einem Stand von 619.374,07 € zum 31.12.2006 mit sofortiger Wirkung getilgt wird.
Die Laufzeit dieses Darlehens lautet auf den 30.03.2028. Das Darlehen ist ohne Vorfälligkeitszinsen abzulösen. Nach einer Hochrechnung der Verwaltung werden durch die sofortige Tilgung rund 420.000,-- € gespart.

Nach allen bekannten Informationen ist in 2007 mit dem Eingang einer größeren Summe für eine einmalige Gewerbesteuerzahlung zu rechnen. Sobald diese Summe eingegangen ist, besteht die Möglichkeit, ein oder mehrere noch laufende Darlehen zu tilgen und damit den Schuldenabbau voranzutreiben.

Bis zum Eingang dieser Summe sollte sich die Stadt Runkel mit der verbleibenden Summe des Rechnungsüberschusses aus 2006 liquide halten für die Umsetzung von dringend notwendigen Maßnahmen.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, mit dem aus 2006 erzielten Überschuss das Darlehen 641330279 bei der Kreissparkasse Weilburg mit einem Stand von 619.374,07 € zum 31.12.2006 mit sofortiger Wirkung zu tilgen.

Abstimmung:

17 Ja-Stimmen

10 Nein-Stimmen
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Punkt 7
Genehmigung des Protokolls der Stadtverordnetenversammlung vom 28.03.2007

Das Protokoll der Sitzung vom 28.03.2007 wird ohne Änderungen einstimmig genehmigt.

Punkt 8
Mitteilungen des Magistrates
1.
Für die Umgestaltung der Außenanlage des Kindergartens Arfurt hat der Magistrat 15.000,-- € anteilige Kosten bewilligt.

2.

Der Auftrag für die Zauneinfriedigung des Kindergartens Steeden wurde mit 8.389,-- € an den günstigsten Anbieter vergeben.

3.

Die Erneuerung der Zauneinfriedigung am Friedhof in Wirbelau wurde mit 8.544,20 € an den günstigsten Anbieter vergeben.

4.

Die Durchführung von Putz- und Malerarbeiten an der Leichenhalle in Ennerich wurden für 9.494,53 € vergeben.

5.

Den Auftrag zur Anschaffung der Software für NKR-Doppik wurde an die Fa. Infoma für 51.735,-- € vom Magistrat vergeben. Außerdem werden jährliche Software-Pflegekosten in Höhe von 11.159,-- € entstehen.
6.

Dem TuS Dehrn wurde ein Zuschuss von 2.500,-- € für die Neueindeckung seines Vereinsheimes gewährt, das durch den Sturm Kyrill beschädigt wurde.

7.

Der Magistrat hat sich mit den Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit in der Straße Am Sportplatz zwischen Stadthalle, dem Friedhof und der Schule in Runkel befasst. Grundsätzlich soll in diesem Bereich 30 Km/h gelten. Das Halteverbot auf der Seite der Stadthalle gilt dann vom Sportplatz bis zum kleinen Parkplatz am Friedhof. Die Regelung der Überquerung von Schule zur Halle soll durch Schülerlotsen versucht werden. Weil manche Besucher den großen Parkplatz zwischen Schule und Friedhof noch nicht kennen, soll mit einem Parkplatzhinweisschild darauf aufmerksam gemacht werden.
8.
Der Magistrat hat nach Besichtigung vor Ort entschieden, den am 15.05.2007 tagenden Bauausschuss und danach der Stadtverordnetenversammlung für die nächste Sitzung den Verkauf einer 8.000 m² großen Fläche an die Fa. Meyer Bau GmbH im Gewerbegebiet nicht zu empfehlen.

Gründe hierfür:

a) Evtl. Lärmbelästigung in Steeden-Kerkerbach

- 8 -

b) Evtl. Staubbelästigung in Steeden-Kerkerbach

c) Höhere Verkehrsbelastung in Steeden.

9)

Im Bereich Gewerbegebiet Ennerich hat der Magistrat entschieden, den Antragstellern, Fa. Meyer Bau GmbH u.a., die Flächen, die für ein Anschlussgleis vorgesehen waren, für eine Anpachtung vorzuschlagen. 

10.

Der II. Bauabschnitt der Kanalneuverlegung im Stadtteil Wirbelau wurde für 821.742,-- € an die Fa. Reuscher aus Rennerod vergeben. 

11.

Dem Antrag des Kindergartens Dehrn auf Fortführung der 5. Gruppe für das Kindergartenjahr 2007/2008 hat der Magistrat zugestimmt.

Herr Stadtverordnetenvorsteher Bender fragt Herrn Bürgermeister Heil nach den Kosten der Doppik. Herr Bürgermeister Heil informiert, dass etwa 200.000,-- € für die Einführung der Doppik bereits entstanden sind.
Nachdem Herr Stadtverordnetenvorsteher Bender mitgeteilt hat, dass die nächste Stadtverordnetenversammlung am 06.06.2007 stattfindet und keine weiteren Fragen vorliegen schließt er die Sitzung um 21.10 Uhr die Sitzung.

(Bender)




(Gabb)

Stadtverordnetenvorsteher


Schriftführerin










